
ßayerhicber Landtag 

2. Legislaturperiode 
Tagung 195 f /52 

Beilage 2647 

Der Bayerische Ministerpräsident 

M ü n c h e n , den 2. Mai 1952 

An den 
Herrn Präsidenten 
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Betreff: 

Entvmr;f ·eil.His Ge1sietze1s über .di.e :bewmten­
tilld ·di·e1nsti>trafr.e-chtlic.he SiteUung, B~sol­
:füwug '1UJ:d V.er1.;101,g1ung der Landräte und 
Bfu~germE1:1ste1r (oG1rn1EJbz über kom.murnai1'e 
vV1a;111ib.e1amt.e) · 

Auf Grund Beschlusses des Ministerrats vom 
29. April 1952 unterbreite ich in der Anlage den vor­
bezeichneten Gesetzentwurf der Staatsregierung mit 
der Bitte um weitere verfassungsmäßige Behandlung. 

Der Entwurf wurde gleichzeitig dem Bayeri­
schen Senat mit der Bitte um Kenntnisnahme und 
etwaige gutachtliche Äußerung zugeleitet. 

(gez.) Dr. Ehard, 
Bayerischer Ministerpräsident 

* 
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Entwurf eines Gesetzes 
. iiher die heamten· und dienststrafrecbtliche Stellung, 

Besoldung und Versorgung der Landräte 
und Bürgermeister 

(Gesetz über kommunale Wahlbeamte) 

1. Beamten- und dienststrafrechtliche Stellung 
der Landräte und Bürgermeister 

Art. 1 

Die Landräte, ihre Stellvertreter und die Bür­
germeister sind Beamte im Sinne der Art. 94 mit 97 
der Bayerischen Verfassung vom 2. Dezember 1946. 

Art. 2 

(1) Die Landräte, ihre Stellvertreter und die 
Bürgermeister haben alle Obliegenheiten ihres 
Amtes gewissenhaft und unparteiisch wahqmnehmen. 

(2) Sie sind verpflichtet, innerhalb und außer· 
halb des Dienstes nach Kräften für die Festigung 
und Vertiefung des demokratischen Gedankens ein­
zutreten und die durch die Verfassung gewähr­
leistete demokra tisch-konsti tu tionelle Staatsordnung 
zu unterstützen. 

Art. 3 

Die Landräte, ihre Stellvertreter und die Bür­
germeister düTfen Belohnungen und Geschenke in 
Bezug auf ihr· Amt auch nach dessen Beendigung 
nur mit Zustimmung ihrer Vertretungskörper an­
nehmen. 

Art. 4 
· (1) Die Landräte, ihre Stellverireter und die 

Bürgermeister dürfen ohne Genehmigung ihrer Ver­
tretungskörper keine Amtshandlungen vornehmen, 
durch die sie sich selbst oder einer Person, zu deren 
Gunsten ihnen wegen familienrechtlicher Beziehun­
gen im Strafverfahren das Zeugnisverweigerungs­
.recht zusteht, einen Vorteil verschaffei1 würden. 

(2) Sie sind von solchen Amtshandlungen zu be­
freien, die sich gegen sie selbst oder eine Person 
richten würden, zu deren Gunsten ihnen wegen 
familienrechtlicher Beziehungen im Strafverfahren 
das Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. 

(3) Gesetzliche Vorschriften, naCh denen sie von 
einzelnen Amtshandlungen ausgeschlossen sind, 
bleiben unberührt. 

Art. 5 

Die Landräte, ihre Stellvertreter lind die Bür­
germeister dürfen auch nach Beendigung ihrer 
Amtszeit keine Auskunft über amtliche Angelegen­
heiten erteilen, soweit die Verschwiegenheit durch 
Gesetz vorgeschrieben oder nach der Natur der An­
gelegenheit erforderlich ist. 

Art. 6 

Landräte, ihre Stellvertreter und Bürgermeister, 
die schuldhaft die ihnen obliegenden. Apitspf!ichten 
·oder durCh unwürdiges Verhalten in oder außer 
dem Amt die Achtung verletzten, die ihr Amt er­
fordert, maChen sich eines Dienstvergehens schuldig. 
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Art. 7 

(1) Auf die Landräte, ihre Stellvertreter und die 
Bürgermeister ist die Dienststrafordnung vom 
29. April 1948 (GVBl. S. 67) entsprechend anzuwen­
den. Dienststrafen gemäß § 4 DStO. können ,jedoch 
nur von den Dienststrafgerichten im förmlichen 
Dienststrafverfahren verhängt werden. 

(2) Die Vorermittlungen fi.ir das förmliche 
Dienststrafverfahren sind von der Rechtsaufsichts­
behörde anzustellen. Sie ist die Einleitungsbehörde. 
Die Vertretungskörper können die Einleitung des 
Dienststrafverfahrens bei der Rechtsaufsichtsbehörde 
beantragen. Sie sind in ,jedem Falle vor der Ent­
scheidung zu hören. Von einer Untersuchung gemäfl 
§ 45 ff. der Dienststrafordnung kann in Fällen ab­
gesehen werden, in denen voraussichtlich keine 
höhere Dienststrafe als Geldbuße zu erwarten ist. 

2. Besoldung der Landräte, Bürgermeisfor 
und berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieder 

Art. 8 

(1) Die Landräte erhalten Grundgehalt nebst 
Teuerungszuschlag, ferner vVohnungsgeldzuschuß, 
Kinderzuschlag, Trennungsentschädigung, Reise- und 
Umzugskostenvergütung sowie Urlaub nach den 
dem Grundgehalt entsprechenden Bestimmungen für 
bayerische Staatsbeamte. 

(2) Die Grundgehälter der Landräte müssen an­
gemessen sein. Sie gelten als angemessen, wenn sie 
sich innerhalb nachstehender Rahmen halten: 

in Landkreisen bis zu 30 000 Einwohnern 
7 000-10 000 DM, 

in Landkreisen über 30 000 bis 50 000 Einwohnern 
8 000~12 ooo DM, 

in Landkreisen über 50 000 Eiinv;.ohnern 
10 000-14 ooo DM. 

(3) Außerdem wird eine Dienstaufwandsentschä­
digung von 200 :OM im Monat gewährt. 

Art. 9 

Der Stellvertreter des Landrats erhält außer 
der für die Mitglieder des Kreistags bestimmten 
Entschädigung eine angemessene, nach billigem Er­
messen festzusetzende Vergütung nach Maßgabe 
seiner Inanspruchnahme. 

Art. 10 

(1) Die berufsmäßigen Bürgermeister und 
berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieder erhalten 
Grundgehalt nebst T euerungszuschlag, ferner vV oh­
n ungsgeldzuschuß, Kinderzuschlag, Trennungsent­
schädigung, Reise- ,und Umzugskostenvergütung so­
wie Urlaub nach den dem Grundgehalt entsprechen­
den Bestimmungen für bayerische Staatsbeamte. 

(2) Die Grundgehälter müssen angemessen sein. 
Sie gelten als angemessen, wenn sie sich innerhalb 
nachstehender Rahmen halten: 

rn kreisangehörigen Gemeinden 
bis zu 5 000 Einwohnern 3 000-5 000 DM, 

m kreisangehörigen Gemeinden 
bis zu 20 000 Einwohnern sowie 

in kreisfreien Städten 
unter 10 000 Einwohnern 5 000-10 000 DM, 

in kreisangehörigen Gemeinden 
von 20 000 bis 50 000 Einwohnern 

sowie in kreisfreien Städten von 
10 000 bis 50 000 Einwohnern 

mindestens 

111 Städten von 
50 000 bis 100 000 Eiirwohnern 

mindestens 

üi. Städten über 100 000 Einwohnern 
mindestens 

8000 DM, 

12000 DM, 

18 ooo DM. 

(3) Die weiteren Bürgermeister erhalten min­
destens 80°/o der Bezüge des ersten Bürgermeisters. 

(4) Die berufsmäfügen Gemeinderatsmitglieder 
erhalten mindestens 60°/o der Bezüge des ersten 
B i.ir germeisters. . 

(5) Den beruf smäfügen Bürgermeistern und den 
berufsmäßigen Gemeinderatsmitgliedern kann eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe der für die ehren­
amtlichen Gemeinderäte vorgesehenen Aufwands­
entschädigung gewährt werden. 

Art. 11 

(1) Die Aufwandsentschädigung der ehrenamt­
lichen ersten Bürgermeister beträgt: 
in Gemeinden bis zu 5000 Einwohnern ,je Einwohner 
und Jahr 1,50 DM, ,jedoch höchstens 5000 DM, 
in Gemeinden über 5000 Einwohnern bis zur Höhe 
des Grundgehaltes des beruf smäfügen ersten Bür­
germeisters nebst Teuerungszuschlag. 

(2) Die weiteren ehrenamtlichen Bürgermeister 
erhalten eine zusätzliche Atifwandsentschädigung 
nur, wenn sie bei Verhinderung des ersten Bürger­
meisters dessen Aufgaben nicht nur vorübergehend 
wahrnehmen. 

(3) Für die Dauer der vorläufigen Dienstenthe­
bung eines ehrenamtlichen Bürgermeisters kann die 
Aufwandsentschädigung von der Gemeinde ganz 
oder teilweise einbehalten werden. 

3. Versorgung der Landräte, berufsmäßigen Bürger­
meister und berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieder 

(berufsmäßige kommunale Wahlbeamte) 

Art. 12 

(J) Landräte, beruf smäfüge Bürgermeister und 
berufsmäßige Gemeinderatsmitglieder erhalten Ver­
sorgung gemäß den nachfolgenden Bestimmungen. 
Die Versorgung kann in besonderen Fällen durch 
Dienstvertrag ausgeschlossen werden. 

(2) Im übrigen finden die Vorschriften des 
XI. Abschnittes des Bayer. Beamtengesetzes ent­
sprechend Anwendung. 



Art. 13 
(1) Landräte, die als berufsmäßige (hauptamt­

liche) Landräte eine ununlerbrochene Dienstzeit von 
mindestens 10 Jahren zuriickg·eleg·t haben, sind in 
den Ruhestand zu versetzen, 

1. wenn sie nach Ablauf der Amlszeit nicht 
wiedergewählt werden oder 

2. wenn sie dienstunfähig im Sinne des Art. 93 
Bayer. Beamtengesetz werden. 

(2) Landräte, die die in Abs. 1 bezeichnete Min­
destamtszeit nicht zurückgelegt haben, sind bei Ein­
tritt von Dienstunfähigkeit in den Ruhestand zu 
versetzen, 

1. wenn sie infolge von Krankheit, Verwundung 
oder sonstiger Beschädigung, die sie sich ohne 
grobes Verschulden bei Ausübung,, oder aus 
Veranlassung des Dienstes zugezogen haben, 
dienstunfähig geworden sind oder 

2. wenn sie im Zeitpunkt ihrer Wahl als Beamte 
auf Lebenszeit im. Dierl.st gestanden haben 
und bei Fortdauer des früheren Beamten­
verhältnisses aus diesem im Zeitpunkt des 
Eintritts des Ruhestandes Anspruch auf Ruhe­
g·ehalt gehabt hätten. 

(3) Der Ruhestand beginnt im Falle des Abs. 1 
Ziff. 1 mit dem Ablauf der Amtszeit, in den üb­
rigen F:ällen nach Maßgabe des Art. 97 Abs. 2 des 
Bayer. Beamtengesetzes, spätestens aber mit dem 
Ablauf der Amtszeit. Im Falle des Abs. 2 Ziff. 2 
bestimmen sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
nach der Dienststellung, die der Landrat vor seiner 
vVahl innegehabt hat. Die Amtsdauer als Landrat 
ist hierbei auf das Besoldungsdienstalter und die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit anzubrechnen. 

(4) Bei Landräten, die die in Abs. 1 geforderte 
Mindestamtszeit nicht zurückgelegt haben und auch 
die in Abs. 2 Ziff. 1 oder 2 bezeichneten Voraus­
setzungen nicht erfüllen, ist bei Eintritt der Dienst­
unfähigkeit das Dienstverhältnis für vorzeitig be­
endet zu erklären. 

Art. 14 

(l) Landräte, die nicht unter Art. 13 Abs. 1 oder 
2 fallen, erhalten ein Übergangsgeld, 

1. wenn sie 11ach Ablauf der Amtszeit. nicht 
wiedergewählt werden oder 

2. wenn ihr Dienstverhältnis gemäß Art. 13 
Abs. 4 für vorzeitig beendet erklärt wird. 

(2) Das übergangsgeld soll im Falle des Abs. 1 
Ziff. 1 auf die Dauer eines Jahres, im_ Falle der 
Ziff. 2 für mindestens drei Monate und für jedes 
über ein Jahr hinaus geleistete Dienstjahr auf wei­
·lere zwei Monate gewähr{ werden. Es soll dabei in 
der ersten Hälfte des Zahlung·szeitraums in voller 
Höhe der Bezüge, in der zweiten Hälfte in Höhe von 
50 v. H. gewährt werden. Eine Dienstaufwandsent­
schädigung bleibt außer Ansatz. Auf das Übergangs­
geld werden Einkommen aus der Verwendung im 
öffentlichen Dienst (Art. 142 des Bayerischen Be­
amtengesetzes) voll. und Einkünfte der in § 2 Abs. 3 
Ziff. 1-4 des Einkommensteuergesetzes bezeichneten 
Art insoweit angerechnet, - als sie zusammen mit 
dem Übergangsgeld die um eine etwaige Dienst-
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aufwandsentschäcligung gek'iirzten letzten Dienst­
bezüge übersteigen würden. 

(3) Stirbt ein Landrat während seiner Amtszeit, 
so gelten die Art. 108 bis 121 des Bayer. Beamten­
geselzes für die Versorgung der Hinterbliebenen 
auch dann, wenn die Voraussetzungen des Art. 13 
Abs. 1 nicht gegeben sind, aber die Dienstzeit min­
destens 3 Jahre beträgt 

(4) Stirbt ein ehemaliger Landrat, der Über­
gangsgeld bezieht, so gelten die Art. 108 bis 112 des 
Bayer. Beamtengesetzes und Abs. 3 sinng·emäl1. 

Art. 15 

(1) Wird das Dienstverhältnis eines Landrats, 
bei dem die Voraussetzungen des Art. 13 Abs. 1 oder 
Abs. 2 für die Gewährung von Ruhegehalt nicht vor­
liegen, wegen Dienstunfähigkeit vorzeitig für be­
endet erklärt oder wird der Landrat nach Ablauf 
seiner Amtszeit -wegen eingetretener Dienstunfähig­
keit nicht wieder g·ewählt, so kann ihm, wenn er 
unter Hinzurechnung einer vorangegangenen Dienst­
zeit als planmäßiger Beamter ohne Unterbrechung· 
fünf Jahre das Amt bekleidet hat, vom Dienstherrn 
ein 'ividerruflicher Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe 
des Ruheg·ehalts be-willigt werden, das ihm zu­
stehen würde, wenn er im Zeitpunkt der Beeiidi­
gung des Dienstverhältnisses in den Ruhestand ge­
treten wäre. 

(2) Der Witwe oder den Kindern eines Land­
rats, dem gemäß Abs. 1 ein Unterhaltsbeitrag be­
willigt worden ist oder hätte bewilligt werden 
können, kann der Kreistag die in den Art. 113 bis 
J18 des Bayer. Beamteng·esetzes , vorgesehene Ver­
sorgung bis zur gesetzlichen Höhe als widerruf­
lichen Unterhaltsbeitrag bewilligen. Abs. 1 gilt ent­
sprechend. 

(3) Für die Dauer .des Bezugs eirrl:!s Unterhalts­
beitrags wird Übergangsgeld (Art.14) nicht gewährt. 

-Art. 16 

(1) Bei Gewährung von Unfallversorgung be­
messen sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezi:ige fiir 
einen Verletzten, der als Landrat ein aufsteigendes 
Gehalt bezieht, nach der Dienstaltersstufe, die er 
bis zum Ablauf seiner Amtszeit hätte erreichen 
können. 

(2) _Art. 142 Abs. 1 des Bayer. Beamtengesetzes 
gilt bei einem ehemaligen Landrat, der als solcher 
Ruhegehalt bezieht, solange er das fünfundsech­
zigste Lebensjahr nicht vollendet hat, nur bis zum 
Ablauf der Zeit, für die er gewählt war. Hernach 
wird das Ruhegehalt nur insoweit gezahlt, als das 
Einkommen aus der Verwendung im öffentlichen 
Dienst hinter dem für denselben Zeitraum bemes­
senen Ruhegehalt zuriickbleibt. 

Art. 17 

De~ Anspni°ch auf Ri,1hegehalt gemäß Art. 13 
Abs. 1 Ziff. :l sowie der Anspruch auf Übergangs­
geld (Art. 14) können dem vormaligen Landrat vom 
Kreistag längstens bis zur Vollendung des fiinfund­
sechzigsten Lehensjahres entzogen werden, wenn er 
sich nicht zur . 'Wiederwahl stellen läßt, ferner so-



lange er eine Verwendung im öffentlichen Dienst 
ablehnt, die der vor der Wahl zum Landrat inne­
gehabten Dienststellung gleichwertig ist, oder so­
lange er es ohne triftigen Grund unterläßt, eine 
Berufstätigkeit wieder aufzunehmen, die ihm nach 
seiner beruflichen Betätigung vor der Wahl billiger­
weise zugemutet werden kann. Dabei sind die in 
der Zwischenzeit versäumten Aufrückuhgen oder 
Beförderungen in der früheren Dienststellung zu 
berücksichtigen. 

Art. 18 

Erwirbt ein früherer Landrat, der gern. Art. 13 
Abs. 1 oder 2 Anspruch auf Ruhegehalt hat, aus 
einem späteren Beamtenverhältnis eine Versorgung 
gegen einen anderen Dienstherrn, so erstattet sein 
Dienstherr bei Eintritt de~ Versorgungsfalles durch 
Erreichung der Altersgrenze, Dienstunfähigkeit 
oder Tod dem neuen Dienstherrn die Versorgungs­
bezüge nach dem Verhältnis der bei ihm zurück­
gelegten ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu der in de;m 
späteren Beamtenverhältnis zurückgelegten ruhe­
gehaltfähigen Dienstzeit. Die ruhegehaltfähigen 
Dienstzeiten werden hierbei nach vollen Kalender­
jahren berechnet. 

Der Erstattung dürfen keine höheren als die 
beim Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis als 
Landrat ~rdienten ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
zugrunde gelegt werden. 

Art. 19 

Die Vorschriften in Art. 13-18 gelten für die' 
berufsmäßigen Bürgermeister und berufsmäfügen 
Gemeinderatsmitglieder entsprechend. 

Art. 20 

(1) Stellvertreter des Landrats und ehrenamt­
liche Bürgermeister, die einen Dienstunfall erleiden, 
haben Anspruch auf Heilverfahren gemäfl Art.1.24 
und Art. 125 des Bayer. Beamtengesetzes. Ihre An­
meldung beim Bayer. Gemeindeunfallversicherungs­
verband ist durchzuführen~ Verursacht der Dienst­
unfall dauernde Dienstunfähigkeit, so kann der ge­
meindliche Vertretungskörper neben den Entsclüidi­
gungsleistungen des Bayer. Gemeindeunfall versiche­
rungsverbandes einen widerruflichen Unterhaltsbei­
trag gewähren; bei Ableben des Stellvertreters des 
Landrats oder ehrenamtlichen Bürgermeisters in­
folge des Dienstunfalles kann der Unterhaltsbeitrag 
auch den Hinterbliebenen neben der Hinterblie­
benenrente gewährt werden. 

(2) Sonstige Versorgungsbezüge können dem 
Stellvertreter des Landrats wie dem ehrenamtlichen 
Bürgermeister nicht gewährt werden. 

4. Sonstige und SehluHbestimmungen 

Art. 21 

Weitergehende Besoldungs-, Versorgungs- oder 
sonstige Bezüge, als dieses Gesetz vorsieht, können 
nach seinem Inkrafttreten nicht vereinbart, zu­
gesichert oder gewährt werden. Bestehende Rechts­
ansprücl1e, aucli auf Verlängerung von Verträgen 
unter den bisherigen Bedingungen, 'verden durch 
dieses Gesetz nicht berührt. 

Art. 22 

(1) Ein Beamter oder Angestellter im öffent­
lichen Dienst, der zum Landrat, berufsmäfügen Bür­
germeister oder berufsmäfügen Gemeindera tsmi t­
g lied gewählt worden ist, scheidet mit der Annahme 
der Wahl aus seinem bisherigen Dienstverhältnis aus. 

(2) Wird er nach Ablauf der Amtszeit nicht 
wiedergewählt, oder lehnt er die Annahme €ler 
Wahl ab, so hat ihn sein früherer Dienstherr auf 
Antrag wieder mit derjenigen Rechtsstellung zu 
übernehmen, die er im Zeitpunkt des Ausscheidens 
aus ihrem Dienst innehatte, sofern nicht die Art. 5· 
und 6 des Bayer. Beamtengesetzes entgegenstehen. 
Der Antrag ist spätestens drei Monate nach Beendi­
g1ing der Amtszeit als Landrat, berufsmäßiger Bür­
germeister oder berufsmäfüges Gemeinderatsmit­
glied zu ~,tellen. Ist keine entsprechende Planstelle 
verfügbar, so erhält der in sein früheres Dienst­
verhältnis zurückgetretene Beamte bis zum Frei­
werden einer Planstelle Wartegeld. Die Amtsdauer 
als Landrat, berufsmäßiger Bürgermeister oder be­
rufsmäßiges Gemeinderatsmitglied ist auf das Be­
soldungsdienstalter und die ruhegehaltfähige Dienst­
zeit anzurechnen. 

Art .23 

Wurde oder wird ein Beamter im Einverständ­
nis mit seinem Dienstherrn in den Dienst eines an­
deren Dienstherrn übernommen, so tragen die be­
teiligten Dienstherren bei Eintritt des Versorgungs­
falles durch Erreichung der Altersgrenze, Dienst­
unfähigkeit oder Tod die Versorgungslast nach dem 
Verhältnis der vollen nach der Ernennung zum plan­
mäßigen Beamten bei ihnen zurückgelegten Dienst­
jahre. Ist der Beamte bei oder nach seiner Über­
nahme in eine höhere Besoldungsgruppe über­
getreten, so bemiflt sich der Anteil des früheren 
Dienstherrn so, als wenn der Beamte in der Dienst­
stellung verblieben wäre, in der er sich bei der 
Übernahme befunden hat. Satz 1 und 2 finden ent­
sprechende Anwendung bei Wechsel zwischen dem 
Beamtenverhältnis und dem Dienstverhältnis des 
berufsmäßigen kommunalen Wahlbeamten und bei 
Dienstherrnwechsel von berufsmäßigen kommu­
nalen Wahlbeamten. 

Art. 24 

Die im Jahre 1952 nicht wiedergewählten Land­
räte und hauptamtlichen Bürgermeister haben, un­
beschadet bestehender Reclitsansprüche nach Art. 21, 
Anspru,ch auf ein Übergangsgeld nach Art. 14 dieses 
Gesetzes. 

Art. 25 

(1) Das Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. Mai 
1952 in Kraft. 

(2) Das Gesetz i.i.ber die beamten- und dienst­
strafrechtliche Stellung der Landräte und Biirger­
meister vom 30. Mai 1949 (GVßl. S. J 19) wird auf­
gehoben. 

Art. 26 

Die Staatsregierung erläflt die zum Vollzug 
dieses Gesetzes erforderlichen A usfi.ihrungs- und 
überleitungsvorschriften. 



Beg1·ündung · 

Die neue Landkreisordnung und die neue Gemeinde­
ordnung überlassen die Regelung der Besoldung und 
Versorgung der Landräte, wie die Aufstellung von _fücht­
linien für die Besoldung und Versorgung der bernfs­
mäfügen Bürgermeister und der berufsmäfügen Ge­
meinderatsmitglieder, ferner die Aufstellung von Richt­
linien für die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen 
Bürgermeister besonderen Gesetzen (Landkreisordnung 
Art. 32, Gemeindeordnung Art. 35 und Art. 41 Abs. 1). Die 
beamten- und dienststrafrechtliche Stellung der Landräte 
und Bürgermeister ist bereits in dem Gesetz vom 30. Mai 
1949 (GVBl. S. 119) geordnet. Der Bayerische Landtag hat 
mit Beschluß vom 18. Januar 1952 (Beilage 2181) die 
Staatsregierung beauftragt, einen Gesetzentvrnrf vorzu­
legen, der die Dienststrafbestimmungen g·egen Bürger­
meister und Landräte entsprechend den Vorschriften des 
Bayer.· Beamteng·esetzes verschärft. 

Diesen Aufträgen will der vorliegende Gesetzentwurf 
gerecht werden. 

Begründung· im einzelnen: 

Zu Art. 1-5: 

Sie übernehmen .im allgemeinen ohne wesentliche 
Änderung die bisherigen Bestimmungen der Art. 1-5 
des genannten Gesetzes vom 30. Mai 1949. Geboten er­
scheint lediglich, den Landräten, ihren Stellvertretern 
und den Bürgermeistern ausdrücklich auch die für Be­
amte geltende Verpflichtung (Bayer. Beamtengesetz 
Art. 15 Abs. 3) aufzuerlegen, innerhalb und außerhalb 
des Dienstes für den demokratischen Gedanken und die 
demokratisch-konstitutionelle Staatsordnung einzl1treten. 

Zu Ar. t. 6: 

Der Tatbestand des Dienstvergehens ist bei einem 
Beamten gegeben, wenn er schuldhaft die ihm obliegen­
den Pflichten verletzt; zu seinen Pflichten gehört auch 
achtungswürdiges Verhalten (BBG Art. 36 und Art. 15. 
Abs. 1). Das Gesetz über die beamten- und dienststraf­
rechtliche Stellung der Landräte und Bürgermeister hatte 
diese strenge VorsChrift für Landräte, Bürgermeister und 

· ihre Stellvertreter nicht übernommen, sondern bestimmt, 
dafi bei ihnen Dienstvergehen vorliege, wenn sie „schuld­
haft die ihnen obliegenden Amtspflichten oder durch ein 
ehrloses oder unsittliches Verhalten die Achtung, die ihr 
Amt erfordert, gröblich verletzen". Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß diese UmsChreibung des Tatbestandes des 
Dienstvergehens den Anforderungen nicht genügt, die 
bezüglich Pflichterfüllung und achtungswürdigen Verhal­
tens au Ch an Wahlbeamte der Landkreise und Gemein­
den zu stellen sind. Der Entwurf sieht daher in An­
gleichung . an das Beamtengesetz vor, daß jede Pflicht­
verletzung eines Landrats und Bürgermeisters ein Diei1st­
vergehen bildet. Dabei soll auch achtungsunwürdiges 
Verhalten in und außer dem Amt als Pflichtverletzung 
gelten. 

Zu Art. ?: 

Die Bestimmung des Art. 8 des Gesetzes vom 30. Mai 
1949 wird grundsä tzliCh übernommen. Die Verfolgung 
von Dienstvergehen durch „Dienststrafverfügung des 
Dienstvorgesetzten" bleibt also ausgeschlossen. Um klar-· 
zustellen, daß die Dienststrafgerichte auch Warnung, Ver­
weis und Geldbuße verhängen können, empfiehlt es sich 
den bisherigen Schlußsatz des Abs. 1 entspreChend zu 
fassen. In einfach gelagerten, weniger sChweren Fällen 
wird von einer förmliChen Untersuchung gemäß §§ 45 ff. 
abgesehen werden können. 
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ZuArt.8: 
Bei Regelung der Besoldung der Landräte hat sich 

das Gesetz gemäß Art. 32 Landkreisordnung auf Rahmen­
bestimmungen zu beschränken. Nach dem Bayer. Besol­
dungsangleichungsgesetz vom 2?. März 1939 (GVBL S. 59) 
waren die Landräte in Bes.Cr. A 2c 1 (4800.-bis 8800.--,- RM) 
eingestuft; dazu kam noch eine kreiskommunale Zulage 
von 100.- bis 285.- RM. Die Mehrung der Dienstauf­
g«lben des Landratsamtes, die Erhöhung der Verantwor­
tung der Landräte wie die Notwendigkeit, geeignete 
tüchtige Kräfte für dieses Amt zu gewinnen, lassen es 
geboten erscheinen, die Besoldung der Landräte ange­
messen zu erhöhen. Dabei war auf die Leistung·sfähig·keit 
kleinerer Landkreise .RüCksicht zu nehmen. 

Für die Aufwandsentschädigung genügt die . Fest­
legung des Betrages auf monatlich 200.- DM. Die Dienst­
aufwandsentschädigung ist zugleich als Reisekosten­
pauschbetrag für die innerhalb des Landkreises anfallen­
den Dienstreisen gedacht. Im übrigen werden die für 
Staatsbeamte geltenden Vorschriften über Teuerung·s­
zuschlag, W ohnungsgeldzuschuß, Kinderzuschlag, Tren­
nungsentschädigung, Reise- und Umzugskostenvergütung 
für entsprechend am\~endbar erklärt. 

Zu Art. 9: 
Die Aufnahme einer Bestimmung über die Vergütung 

des Stellvertreters des Landrats erscheint zweckmäfüg. 

.Zu Art. 10: 
Ausgegangen wurde von den Richtlinien der ZweHen 

Besoldungsangleichungsverordnung vom ?. August 1933 
(GVBl. S. 211) für die Bemessung der Bezüge der berufs­
mäfügen Bürgermeister und der berufsmäfügen Ge­
meinderatsmitglieder. Dabei wurde eine Vereinfachung 
erstrebt. Bei ·größeren Gemeinden und größeren kreis, 
freien Städten erschien die Setzung eines Mindestgehalts 
ausreichend. 

Zu Art. 11: 
Die Regelung der Aufwandsentschädigung. für die 

ehrenamtlichen Bürg·ermeister lehnt sich, soweit Ge­
meinden bis 5000 Einwohner in Frage kommen, grund­
sätzlich an die früheren Regelungen an; vgl. MBek. vom 
3. Mai 1928 - (GVBl. S. 33?), RdErl. vom 12. Dezember 
1935 (RMBliV. S. 1469), ME. vom 3. April 1936 (Reg.Anz. 
Nr. 95), ME. vom 20. Februar 1939 (Reg.Anz. Nr. 24, Aus­
gabe Nr. 53), RdErl. vom 10. Juli 1940 (RMBliV. S. 1455), 
RdErl. vom ?. Juli 1941 (RMBliV. S. 1255) und RdErl. vom 
4. Dezember 1941 (RMBliV. S. 2147). Für Gemeinden über 
5000 Einwohner .erschien es billig, als Höchstbeträge der 

· Aufwandsentschädigung die Höchstgrundgehälter (nebst 
Teuerungszuschlag) der berufsmäfügen Bürgermeister 
von Gemeinden gleicher Größengruppe festzusetzen. 

Ehrenamtliche .Bürgermeister erhalten, abgesehen 
von beschränkter Unfallfürsorge gemäR Art. 19, keine 
Versorgung. 

Zu Art. 12 und 13: 
Landräte, berufsmäfüge Bürgermeister und berufs­

mäfüge Gemeinderatsmitglieder (berufsmäfüge kommu -
nale Wahlbeamte) sollen grundsätzlich Versorgung ähn­
lich wie Staatsbeamte erhalten. Voraussetzung soll, da 
eine Ernennung· auf Lebenszeit nicht in Frage kommt, 
die Zm:ücklegung einer Mindestamtszeit von W Jahren 
sein. ~ür besondere Fälle ~oll zugelassen werden, daß 
durch Dienstvertrag· die Versorgung ausgeschlossen odel' 
eingeschränkt werden kann, besonders wenn ander­
weitige Versorgung sichergestellt ist. 

Grnndsätzlich soll jedoch, namentlich was die Be­
rechnung der Verso1:gungsbezüge, die Hinterbliebenen­
versorgung und die Unfallfürsorge betrifft, die Vor­
schriften des Bayer. Beamtengesetzes in AbsChnitt XI 
Anwendung finden. · 
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Zu Art. 14: 

Ausscheidenden berufsmäßigen kol)lmunalen Wahl­
beamten, die kein Ruhegehalt erhalten, soll Übergangs­
geld gewährt werden. Es erschien billig, den Hinterblie­
benen verstorbener Landräte, die keinen Anspruch auf 
Versorgung, aber mindestens 3 Dienstjahre hatten eine 
bescheidene Versorgung zu sichern. ' 

Zu Art. 16: 

Die Bestimmung des Art. 6 des Gesetzes vom 30. Mai 
1949 (Vereidigung von Landräten und Bürgermeistern) 
braucht nicht übernommen zu werden, da die neuen Kom­
munalgesetze ohnedies die Vereidigung von Landräten 
und Bürgermeistern vorsehen (s. Landkreisordnung 
Art. 94 Abs. 4, GO. Art. 31 Abs. 5). 

Mit Abs. 2 soll verhütet werden, daß 'einein kom­
rr~unalen ~ ahl~eamten, der als solcher Ruhegehalt be­
z1e~t .und ~n emem A:1it mit geringerer Besoldung be­
schafügt w.ird, :von semem Träger der Versorgungslast 
dauernd die. Dienstbezüg·e des späteren Amts auf die 
höheren Dienstbezüge ergänzt werden müssen, die er 
als Wahlbeamter erhalten hat. 

Zu Art. 17: 

.Um Ruhegehaltzahlungen an noch arbeitsfähige vor­
malige berufsmäßige kommunale Wahlbeamte tunlichst 
e~nzuschränken, soll es ermöglicht werden, Zahlung·en 
emzustellen, wer:n diese eine zumutbare Beschäftigung 
ablehnen oder mcht aufnehmen, insbesondere sich nicht 
zur Wiederwahl stellen lassen. 

Zu Art. 20: 

Stellvertretern <;les Landrats und ehrenamtlichen Bür­
germeistern, die grundsätzlich keine Versorgung er halten, 
soll bei Dienstunfällen eine beschränkte Unfallfürsor"e 
zuteil werden. Eine ähnliche Regelung hatte bereits d~s 
Deutsche Beamtengesetz (s. § 149 Abs. 3) für Ehrenbeamte 
getroffen. 

Zu Art. 21: 

Ausdrücklich soll festgestellt werden, daß vom In­
krafttreten dieses Gesetzes an höhere Besoldungs-, Ver­
sorgungs- oder :;;onstige Bezüge als der Entwurf gewährt, 

nicht gegeben, vereinbart oder zugesichert werden 
dürfen. Entgegenstehende Bestimmungen neuer Dienst­
verträge wären i:nsoweit unwirksam. Namentlich soll das 
gelten für die Gewährung von Versorgungsansprüchen 
für den Fall der Nkhtwiederwahl. Dagegen erscheint es 
besonders aus Gründen der Rechtssicherheit bedenklich, 
in bestehende Vertragsrechte einzugreifen, namentlich 
w~itergehende Regelunge:n in bereits abgeschlossenen 
Dienstverträgen für ungültig zu erklären. Das gleiche 
gilt für die in bestehenden Dienstverträgen zugesicherte 
V er längerung von solchen. 

Zu Art. 22: 

Einer Klärung bedürfen die dienstrechtlichen Folgen 
der Wahl von Beamten und Angestellten des öffentlichen 
Dienstes zu berufsmäßig·en kommunalen Wahlbeamten. 
Die Regelung soll nicht nur für Staatsbeamte und Staats­
angestellte, sondern für alle Bediensteten des öffentlichen 
Dienstes gelten. Besonders dem Staat mufl daran gelegen 
sein, dafl jüngere Beamte des höheren und des ge­
hobenen Dienstes Gelegenheit haben, als Wahlbeamte 
der Gemeinden und des Kreises Erfahrungen im Außen­
dienst zu gewinnen. Der frühere öffentliche Dienstherr 
wird daher grundsätzlich verpflichtet, den früheren Be­
amten und Angestellten, der als berufsmäßiger kommu­
naler Wahlbeamter mit Ablauf der Wahlzeit ausscheidet, 

·auf Antrag in seiner alten Rechtsstellung wieder zu 
übernehmen. 

Zu Art. 23: 

Wollte bisher ein Beamter seinen Dienstherrn wech­
seln, so bereitete meist die Vereinbarung der V ersor­
gu~gslast zwischen den beiden Dienstherrn Schwierig­
l~e1ten. Das Bedürfnis nach einer allgemeinen gesetz­
lichen Regelung hat sich verstärkt, nachdem seit 1946 
auch die Landräte durch Wahl berufen werden. Vor­
gesehen wird daher eine solche allgemeine Regelung. 
Die Bestimmung überschreitet allerdings den Rahmen 
eines Gesetzes über kommunale Wahlheamte und bildet 
eine Ergänzung des allgemeinen Beamtenrechts. Der 

.Entwurf lehnt sich dabei an Art. 172 b des Gesetzent­
wurfs zur Änderung des Beamtengesetzes und über Maß­
nahmen zur Senkung der Ausgaben im öffentlichen Dienst 
(Landtagsbeilage 4631/1950) an. . 


